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Im Namen des Deutschen Vol des 

In der Strafsache gegen 
1 .  den Kaufmann S{ | Z aus Iucnel, zur Z e i t  

im Konzentrat ionslager i n  Neuengamme b e i  Hamburg, 
2 .  den Grundstücksvermítt ler z aus 

Tucnel, .nur Z e i t  im Konzentrationslager i n  Oranienburg, 
wegen gemeinschaftl chef Mordes 

hat das Reichsger icht ,  5 .  Strafsenat, i n  der Sitzung 
vom 20.Härz 1941, an der teilgenommen haben 

als Richter :  
der  Reichsger tchtsrat  Kl ingsporn a ls  Vors i tzer  
und d i e  Retchsgeríchtsräte Dr.C'ontn.x, Go edel 
und .Dr.Iber sowie der Kaırunergerichtsrat Denzler, 

als Beamter der Staatsanwaltscha.7't: 
der Re icnsanwalt R ichter ,  

als Urkundsbeamter der Geschäftsstelle: 
der.S'ekretär Hafering, 

auf d i e  Nicht  igke itsbeschwerde des Oberre ichsanwalts nach 
mündlicher Verhandlung für Recht erkannt: 

Das Ur t e i l  des Sonderger tchts i n  B r o m b e r g vom l o .  Juni 1940 
w i r d  m i t  den ihm zU Grunde l iegenden Feststellungen au.;'gehoben.Dte 
Sache w i r d  zu neuer Verhandlung und Entscheidung an d i e  Vorinstanz 
zurückverwiesen. 

Von Rechts wegen 

Gründe 
N 
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zu 

Gründe 
Die Angeklagten waren des gemeinschaftlichen .Mordes angeklagt 

( 8l.4} d.A.). Sie waren in der Anklage beschuldigt worden, den 
Tod von zwei in .Polen ermordeten Volksdeutschen, | l und 
dadurch herbeigeführt zu haben, daß sie am 2. September 1959 in 
dem damals polnischen Dorf .Brzosowo die Festnahme der Deutschen 
veranlaßten und dabei deren .Erschießung wegen angeblicher Spionage: 
tätigkeit verlangten.Sie hatten nach den Feststellungen des mit 
der .Nicht igke itsbeschwerde angefochtenen Ur teils beim Zusammentref= 
fen mit den Deutschen r , und .zunächst 
diesen gesagt: ,Ihr seid Spione, ihr gebt Iüiegerzeichen ab, und 
deshalb fallen hier so viele deutsche Bomben. Ihr müßt erschossen 
werden!" VOn einem sodann durch W. ZJ | herangeholten 
polnischen .Polizeibeamten verlangten die beiden Angeklagten die 
Festnahme der .Deutschen. In der polizeiwache sagte W 
ZI leu einem der .Pol izeibeamtens ,Die vier .Deutschen müssen tot: 
geschossen werden, denn es sind Spione,. und sie geben .Fliegersei= 
Chen ab." S Zu sagte ebenfalls: „Die müssen totge= 
schossen werden, es sind Spione." Die vier verhafteten Volks= 
deutschen sind einem Interniertenzuge zugeleitet worden, undfauf 
dem Transport in Richtung Warschau sind und von dem 
Beglettpersonol des Zuges ohne ersichtlichen Grund getötet worden. 

Das Sondergericht ist zu Feststellungen dieses Inhalts gelangt, 
hat die Angeklagten aber freigesprochen. ES hat die Tat sowohl 
unter dem Ges ichtspunkte des gemeinschaftlichen Mordes geprüft als 
auch unter dem des gemeinschaftlichen versuchten Mordes und dem 
der Anstiftung zum versuchten oder vollendeten Mord. .Die Annahme 
eines vollendeten Mordes lehnt es mit der Begründung ab, das die 
Volksdeutschen und weder von den polizeibeamten noch 
auf der Polizeiwache oder der Gendarm er testatíon erschossen worden 
seien, sondern erst mehrere Tage später von dem Begleitpersonal des 
Interniertenzuges, in dem die Verhafteten for tgeschafft.worden 
seien. Die Handlungsweise der Angeklagten sei zwar die letzte 
Veranlassung dafür gewesen, daß die Deutschen in den Interntertenzug 
verbracht wurden, aber keine Ursache im Rechtssinne ,für ihren Tod 

fvgl.Ufl.S 14/159 . 

Insoweit ist die .rechtliche Würdigung durch das Sondergericht 
offensichtlich unrichtig. Die Feststellungen lassen keinen Zweifel 

darüber 
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darüber, daß die Abführung der vier .Deutschen in den Internierten= 
Zug und die Ermordung von und nicht geschehen wären, 
wenn nicht die Angeklagten deren Verhaftung veranlaßt hätten.Ihre 
Betätigung kann nicht weggebracht werden, ohne auch den Tod der 
beiden Deutschen zvegeudenken. Damit ist sie für den Tod ursächlich 
gewesen. Wenn das Sondergericht von einem enger begrenzten „ur= 
sächlichen Zusammenhang im' Rechts sinne" ausgeht und meint, eine 
andere Betrachtungsweise könne den Geschehnissen des Lebens nicht 
gerecht werden, so hat es offensichtlich die iM bürgerlichen .Recht 
entwickelte Lehre von der sog. adäquaten Verursachung im Auge 

Die .Freisprechung wird aber, und zwar sowohl für die Beschul= 
düngung des vollendeten als auch die des versuchten Mordes sowie 
der Anstiftung zu einem solchen, mit der weiteren .Erwägung begrün= 
der, daß es am inneren Tatbestand .fehle. .Das Sondergericht hält es 
für nicht ausgeschlossen, daß die Angeklagten den Tod der .Deut= 
schon nur für den Fall ordnungsmäßtgen Nachweises einer wirklichen 
Sptonagetätigkeit gewünscht haben, daß ihre Äußerungen, die Vor= 
hafteten müßten erschossen werden, nur der Ausdruck eines gewissen 
Angebertume gewesen. seien und daß es ihnen in erster Linie nur 
auf eine Verhaftung angekommen Set ( vgl. 0A.S. 16/17) . Damit wird 
aber nur der Nachweis eines bestimmten FOrsatzes verneint. 

es fehlt an einem ausdrücklichen Ausspruch dahin, daß die .An= 
geklagten auch nicht mit der .Möglichkeit gerechnet haben, die Deut- 
schen würden infolge ihrer Verhaftung - auch auf ungesetzlichem 
Wege und ohne den Nachweis einer mit Todesstrafe bedrohten Bett= 
tilgung - getötet werden, und daß sie eine solche als möglich 
vorgestellte Folge nicht gebilligt hätten, Hierin kann ein Fehler 
in der Anwendung des Rechts auf die .festgestellten Tatsachen lie: 
gen, zumal auf die wegen Uordes erhobene Anklage eine ausdrUck: 
lichte Stellungnahme auch zur .Frage des bedingten Vorsatzes gebe= 
ten gewesen wäre. 

Abgesehen von den vorstehend erörterten rechtlichen Beden= 
Ken läßt das Urteil auch in einer anderen Richtung einen durch: 
greifeNden rechtlichen Mangel erkennen, der die Annahme nahelegt, 
daß die .Entscheidung nicht der Gerechtigkeit entspricht ( vgl. 
deS: ̀8a. 74 S. 261) . 

Das, was die Angeklagten am 2. .September 1959 gegenüber den 
genannten vier Volksdeutschen begangen haben, wird nicht er: 

schäpjend 
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schöpfend gewürdigt, wenn es allein als Tatbettrag zu der späte= 
ren .Ermordung von und oder zur Verwirklichung eines 
etwa bei den Angeklagten bestehenden Willens der Tötung aller 
vier VOlksdeutschen betrachtet wird. .Der Tatrichter hätte viel: 
mehr ihre Handlung, und zwar ganz besonders, wenn er glaubte, 
die Strafbarkeit aus dem Gesichtspunkte der Tötung verneinen zu 
müssen, in der weiteren Richtung prüfen müssen, ob nicht die Merk: 
male der falschen Anschuldigung gegeben seien. .Die Beschuldtgun= 
gen, die die Angeklagten gegen die vier Volksdeutschen erhoben, 
dienten dem~zwecke ihrer Verhaftung durch die Polizeibeamten und 

- bei der den Angeklagten günstigsten Auslegung - ihrer Strafver= 
folgung wegen eines mit Todesstrafe bedrohten Verbrechens. Die 
Beechuldigungen entsprachen auch offensichtlich nicht der Wahr: 
hebt. Wenn in dieser Richtung noch ein Zweifel bestanden hätte, 
hätte er durch die Vernehmung der beiden überlebenden .Deutschen 
geklärt werden müssen. .Die Sachlage nötigte deshalb dazu, die den 
Angeklagten vorgeworfene Tat aus dem Ges ichtspunkte der .falschen 
Anschuldigung zu Prüfend Das hat das Sondergericht unterlassen „ 
Ih anderem Zusammenhang, nämlich bei der .Prüfung des Tötungevor= 
Satzes, wird zwar bemerkt, daß die Angeklagten in ihrem ihnen 
etngetmpjten Deutschenhaß glaubten, in den Verhafteten 'Spione 
,vermutend zu müssen (vgl uA,s.ı6/17) Diese Beweísannahme 
steht aber höchstens der Feststellung einer wider besseres Wissen 
ausgesprochenen Anschuldigung im Wege, läßt aber offen, ob die 
Angeklagten nicht wenigstens mit bedingten Vorsatz ihre , 7ermu= 
tung' dem Polizeibeamten gegenüber als Gewißheít verbrachten. 
Ih dieser Beziehung* erlaubt auch der Zusammenhang der Ur tetls= 
gründe keine Schlüsse zu Gunsten der Angeklagten. ES spricht 
vielmehr gegen sie, *daß sie im Laufe der Vernehmungen niemals 
irgendeine tatsächliche Unterlage für ihre Anschuldigung gegeben 
und nicht einmal die Kenntnis irgendwelcher, auch nur entfernter 
Anzeichen für deren Richtigkeit zu ihrer Verteidigung vorgebracht 
haben, Durch jenen Satz des Urteils wird daher nicht einmal die 
Annahme eines bedingten Vorsatzes ausgeschlossen, noch weniger 
die einer leichtjerttgen Anschuldigung Beides ist nach § 164 
Abs.5 StGB strafbar. 

Diese Bestimmung des deutschen Strafgesetsee hatte das 
Son= 
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Sondergericht - ebenso wie die VOrschriften über Verbrechen und 
Vergehen gegen das Leben - seiner .Prüfung zu Grunde zu legen. 
Die allgemeine .Einführung des deutschen Strafrechts in den 
eingegliederten Ost gebieten ist allerdings erst am 15. Juni 1940, 
mithin nach der Ur teilsfällung, in Kraft getreten ( §§ 7,18 der 
VO vom 6. JUni 1940 RGBl I Su 844) . Schon vorher aber war für die 
Rechtsprechung der Sondergerichte in den von den deutschen Iruppen 
besetzten Gebieten in .Polen die Anwendung des deutschen Strqj= 
rechts durch den Oberbefehlshaber des Heeres durch die Verordnung 
über .Einführung deutschen Strafrechts vom 5. September 1939 
( 7oBlatt für die besetzten Gebiete in .Polen 3.3) in Verbindung 
mit der Verordnung über Sondergerichte im besetzten polnischen 
Gebiet vom 5. September 1959 und der Bekanntmachung über das 
Verordnungsblatt für die besetzten Gebiete in .Polen vom 1 September 
1939 ( a.a.O.S.29 angeordnet worden. .Daß dies nicht nur für die 
erst nach dem .Erlaß der genannten verordnungen begangenen Straff= 
taten galt, hat die Verordnung des Oberbefehlshabers des Heeres 
vom l.Oktober 1939 über die Verfolgung der vor dem l.September 
1939 in den von deutschen Truppen besetzten polnfsehen Gebieten 
begangenen strafbaren Handlungen r a.a.O. s.24) klargestellt.Díe= 
se Rechtslage ist durch § 7 Abs.1 und 2 der Verordnung vom 6) Juni 
1940 ( .BGBI I $.844) auf Grund der durch § 8 des .Frlasses des 
Führers und' Re tchskanzlers über Gliederung und Verwaltung der Ost= 
gebiete vom 8. Oktober 1939 ( BGB! I so 2o42v erteilten .Irmächtí= 
Øunfi ganz allgemein mit rückwirkender Kraft als rechtsgültig be: 
stetig: worden. 

ı 

Das zur Zeit der Tat geltende polnische Strafrecht ist deshalb 
bei der rechtlichen .Prüfung nicht heranzuziehen. ES bedrohte 
übrigens auch die nur bedingt vorsätzlich begangene falsche An: 
zeige mit Strafe f vgl.Art. 143 in Verb. mit Ar t. 14 5 l des p0l= 
nischen Strafgesetzebuchee vom 11.Juli 1932) „ 

Wegen der erörterten Bechtsverstäße war das angefochtene Ur= 
teil mit den zu Grunde liegenden Feststellungen aufzuheben, Der 
Sachverhalt ist auf Grund neuer Hauptverhandlung erschäptend 
zu würdigen, und das Gericht hat dabei unabhängig von den Beweis: 
annehmen der aufgehobenen Entscheidung in völlig neuer tatrich= 
terlícher Würdigung über die Tat der Angeklagten, wie sie in der 

zu urteilen. Anklage dargestellt werden ist, 
aez.Kltngsporn coninx Gondel Iber Denzla r - 
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